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Der Postulant stellt fest, dass die von den Behörden im Rahmen der Pandemie verordneten 
Massnahmen zahlreiche Wirtschaftsakteure in finanzielle Schwierigkeiten gestürzt haben. 
Unter diesen Umständen hätten ausreichende Reserven seiner Meinung nach entscheidend 
sein können. Folglich fordert er den Staatsrat auf, die Bildung von 
Arbeitsbeschaffungsreserven für Unternehmen und Selbstständigerwerbende zu prüfen, wie 
dies übrigens auch auf Bundesebene (Motion 21.3036 von Nationalrat Olivier Feller) gefordert 
wurde.  
 
Zunächst gilt es darauf hinzuweisen, dass die Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven 
gegen das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und 
Gemeinden (StHG) verstossen würde. Überdies liegt die Schaffung eines solchen 
Mechanismus in der alleinigen Zuständigkeit des Bundes.  
 
Mit der Motion Feller wird der Bundesrat aufgefordert, einen Gesetzesentwurf auszuarbeiten, 
der die Unternehmen zur Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven anregt. Dies auf der 
Grundlage des bis am 31. Dezember 2015 geltenden Bundesgesetzes über die Bildung 
steuerbegünstigter Arbeitsbeschaffungsreserven (ABRG).  
 
In seiner Antwort vom 28. April 2021 weist der Bundesrat darauf hin, dass der Ständerat am 
24. September 2020 das Postulat Noser (20.3544) «Die Resilienz der Schweizer Unternehmen 
stärken» angenommen hat. Darin wird der Bundesrat beauftragt, zu prüfen und Bericht zu 
erstatten, wie die Risikovorsorge der Schweizer Unternehmen gestärkt werden kann. Da die 
Thematik der Arbeitsbeschaffungsreserven bereits in diesem Rahmen geprüft wird, hat der 
Bundesrat vorgeschlagen, die Motion abzulehnen und das Ergebnis der laufenden Arbeiten 
abzuwarten.  
 
Das Postulat wird zur Ablehnung empfohlen. 
 

Auswirkungen Finanzen:  zum heutigen Zeitpunkt nicht bezifferbar  

Auswirkungen Personal (VZE): keine 

Auswirkungen NFA: keine  

Auswirkungen Administration: Zunahme  
 
 
Ort, Datum Sitten, 9. November 2021 
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